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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Ausſpruche auf Zuläſſigkeit der Anhaltung eines Angeklagten 

in einer Zwangsarbeitsanſtalt nach H 43 des Geſetzes vom 10. Mai 

18 7, 3. 408, N. G. Bl. iſt das Zuſammentreffen aller drei in 

den §§ 4, 2 und 40 dieſes Geſetzes bezeichneten Uebertretungen 
nicht erforderlich. 


Wilhelm Tinauer, Edmund Kainacher, Mathias Steiner und 
Joſepha Schröck wurden von den zuſtändigen Bezirksgerichten wegen 
der Uebertretung der Landſtreicherei nach $ 1 des Geſetzes vom 
10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, ſchulbig erkannt und es wurde 
gegen alle vier Inculpaten in Gemäßheit des § 13 dieſes Geſetzes 
die Zuläſſigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt aus- 
geſprochen. 

Das k. k. Landesgericht zu Graz als Berufungsbehörde in 
Uebertretungsfällen hat die von den vier Angeklagten gegen die be⸗ 
dürksgerichtlichen Urtheile ergriffenen Berufungen, iu jo weit folche 
gegen die Verurtheilung nach § 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, 
gerichtet waren, als unbegründet zurückgewieſen, denſelben jedoch im 
Punkte des Ausſpruches der Qualification für das Zwangsarbeits⸗ 
haus Folge gegeben, indem dasſelbe in allen vier Fällen conſequent 
an der Anſchauung festhielt, daß die Zuläſſigkeit der Anhaltung in 
der Zwangs-⸗Arbeitsanſtalt nur dann ausgeſprochen werden könne, 
wenn ſich der betreffende Verurtheilte aller drei in den SS 1, 2 und 
10 des eitirten Geſetzes bezeichneten Uebertretungen, oder der Ueber⸗ 


tretung der gewerbsmäßigen Unzucht, oder der Uebertretung des 
Bettelns ſchuldig gemacht hat. In den Motiven der erwähnten Er⸗ 
kenntniſſe ſuchte das k. k. Landesgericht ſeine ausgeſprochene Rechts⸗ 
anſchauung aus dem Wortlaute des § 13 zu begründen und führte 
in dieſer Beziehung aus, daß nach der Faſſung dieſes Paragraphes 
auf die Zuläſſigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt 
nur in drei beſtimmten durch das Wort „oder“ disjunctiv bezeich⸗ 
neten Fällen erkannt werden könne, und daß insbeſondere der erſte 
dieſer Fälle das Zuſammentreffen der drei in den SS 1, 2 und 10 
normirten Uebertretungen zu ſeiner Vorausſetzung habe. 

Gegen dieſe landesgerichtlichen Urtheile brachte die k. k. General⸗ 
procuratur unter Hinweiſung auf die §§ 33, 292 und 479 St. P. O. 
die Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes ein und führte 
aus, daß die von Seite des Landesgerichtes ausgeſprochene Geſetzes⸗ 
auslegung ſich weder aus dem Wortlaute noch auch aus dem Geiſte 
der berufenen Gefegeöftelle” rechtfertige. Aus dem Wortlaute nicht, 
weil, wenn nach demſelben von einer Disjunction überhaupt die Rede 
fein könnte, hier nicht zwiſchen drei beſtimmten Fällen, ſondern zwi⸗ 
ſchen den in dem Geſetze vom 10. Mai 1873 enthaltenen näher be⸗ 
zeichneten Uebertretungen und den Uebertretungen des allgemeinen 
Strafgeſetzbuches ($$ 509, 510, 517 und 519) disjungirt wird. 
Das in dem erſten Satzgliede des § 13 zwiſchen den eitirten SS 2 
und 10 eingeſchaltete Wörtchen „und“, aus welchem das k. k. Lan⸗ 
desgericht eine Disjunction der erwähnten drei Fälle und insbeſon⸗ 
dere hinſichtlich des erſten Falles die Nothwendigkeit der Coexiſtenz 
der drei in den SS 1, 2 und 10 bezeichneten Uebertretungen ableiten 
wolle, bezweckt nach ſeinem grammatikaliſchen Werthe bloß die Gon- 
junction der Ordnungszahlen der eben citirten Paragraphe, womit 
jedoch das logiſche Verhältniß der Coexiſtenz der drei Uebertretungen 
nicht im entfernteſten zum Ausdrucke gebracht wird. Wenn es in der 
Abſicht des Geſetzgebers gelegen geweſen wäre, den Ausſpruch der 
Notionirung für das Zwangsarbeitshaus von dem Zuſammentreffen 
aller drei vorgedachten Uebertretungen abhängig zu machen, fo hätte 
er dem gewöhnlichen Sprachgebrauche zufolge dieſe ſeine Abſicht durch 
das Voranſtellen des Wortes „drei“ ausdruͤcken müſſen, in welchem 
Falle der citirte Paragraph lauten würde: „Gegen arbeitsſcheue Per— 
ſonen, welche ſich der drei in den §8 1, 2 und 10 bezeichneten 
Uebertretungen oder der Uebertretung der gewerbsmäßigen Unzucht ꝛc.“. 
Ju ſeiner gegenwärtigen Faſſung müſſe daher der in Rede ſtehende 
Paragraph dahin ausgelegt werden, daß das Vorhandenſein auch nur 
einer der darin erwähnten Uebertretungen zum Ausſpruche der Zuläſ⸗ 
ſigkeit der Anhaltung in der Zwangsarbeitsanſtalt genüge, wobei nicht 
unbemerkt gelaſſen werden könne, daß dieſe Auslegung auch mit der 
Jutention der geſetzgebenden Factoren, wie ſolche in beiden Häuſern 
des Reichsrathes bei der Verhandlung über dieſen Paragraph zum 
Ausdrucke gelangte, vollkommen übereinſtimme. Zur Begründung die⸗ 
ſer letzteren Behauptung berief ſich der Generalprocurator auf die 
Verhandlungsprotokolle und auf die ſtenographiſchen Berichte des 
Reichsrathes, nach denen der in Rede ſtehende § 13 in beiden Häu⸗ 


fern in uachſtehender Faſſung angenommen wurde: „Gegen arbeits— 
ſcheue Perſonen, welche ſich einer der in den 8§ 1, 2 und 10 be⸗ 
zeichneten Uebertretungen oder ꝛc.“, was zum Schluſſe berechtigt, daß 
der durch das Reichsgeſetzblatt promulgirte Text auf einem Redactions⸗ 
verſehen beruhe. Daß aber auch abgeſehen von dieſem für die Geſetzes⸗ 
interpretation gewiß nicht zu unterſchätzenden Momente die eben betonte 
Auslegung den wahren Gedanken des Geſetzes richtig erfaßt und Das 
her nicht bloß dem Wortlaute, ſondern auch dem Geiſte desſelben 
entſpreche, ergebe ſich aus folgender Betrachtung: Das Geſetz vom 
10. Mai 1873, womit polizeiſtrafrechtliche Beſtimmungen wider die 
Vagabundage erlaſſen werden, greift im $ 13 das leider acut gewor⸗ 
dene Uebel in feiner Wurzel an, und die ſpecielle Abſicht des Geſetz. 
gebers bei Statuirung dieſes Paragraphen ſei offenbar geweſen, den 
Hang zur Arbeitsſcheu mit dem einzig wirkſamen Goercitivmittel der 
Anhaltung im Zwangsarbeitshauſe zu bekämpfen. Wie dies insbeſon⸗ 
dere aus den Eingangsworten des § 13 ſich ergibt, ſei die „Arbeits⸗ 
ſcheu“ das eigentliche Moment, welches bei der Notionirung für das 
Zwangsarbeitshaus den Ausſchlag geben fol; daß aber dieſes Mo⸗ 
ment bei jeder einzelnen der im citirten Paragraph namhaft gemach⸗ 
ten Uebertretungen vorhanden ſein und nachgewieſen werden kann, 
bedürfe wohl keiner näheren Ausführung. 

Hieraus folge nun weiter, daß bei conſtatirter Arbeitsſcheu jede 
der erwähnten Uebertretungen die Anwendung der Beſtimmung des 
§ 13 nach ſich ziehen könne. Die gegentheilige Geſetzesauslegung, 
wie ſolche von dem Landesgerichte beliebt wurde, hätte zur Folge, 
daß nur Bettler und liederliche Dirnen das Contingent für das 
Zwangsarbeitsbaus abgeben würden, daß dagegen für die gefähr⸗ 
lichſte Claſſe der Vagabunden: wie für entlaffene, ihrer Gemeinſchäd⸗ 
lichkeit wegen unter Polizeiaufſicht geſtellte Sträflinge, für unver 
beſſerliche Landſtreicher, ſelbſt wenn dieſe Perſonen wegen der Ueber⸗ 
tretung der Arbeitsſcheu (§ 2 des Geſetzes) zu wiederholten Malen 
abgeſtraft wurden, das Coereitivmittel der Zwangsarbeit faſt nie zur 
Anwendung gelangen könnte, indem ſämmtliche drei Nebertretungen 
der SS 1, 2 und 10 in den ſeltenſteu Fällen einer und derſelben 
Perſon gegenüber zuſammentreffen. Bei einer derartigen Auslegung 
wäre die Wirkſamkeit des Geſetzes lahm gelegt und die Erreichung 
des von demſelben angeſtrebten Zweckes geradezu vereitelt. 

Der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof hat mit Entſchei⸗ 
dung vom 28. Mai 1874, 3. 3643 über dieſe von der General⸗ 
procuratur erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes 
auf Grund der Verhandlung vom 28. Mat 1874 zu Recht erkannt: 

Das k k. Landesgericht Graz habe in den vier obbezogenen, 
wider Wilhelm Tinauer, Eduard Kainacher, Jofepha Schröck und 
Mathias Steiner im Berufungswege gefällten Straferkenntniſſen durch 
den in Begründung dieſer Erkenntniſſe gefaßten Beſchluß, daß zum 
Ausſpruche auf Zuläſſigkeit der Anhaltung eines Angeklagten in einer 
Zwangsarbeitsanſtalt nach § 13 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, 
Nr. 108 R. G. Bl. das Zuſammentreffen aller drei in den SS 1, 
2 und 10 dieſes Gefepes bezeichneten Uebertretungen erforderlich ſei 
— das Geſetz allerdings verletzt. Gründe: „Der von der k. k. Ge— 
neralprocuratur angefochtene landesgerichtliche Beſchluß, auf deſſen 
Grunde über Berufung der vier Angeklagten der erſtrichterliche Ausſpruch 
auf Zuläſſigkeit ihrer Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt be⸗ 
hoben wurde, iſt weder in der grammatikaliſchen, noch in einer logiſchen 
Auslegung des Geſetzes vom 10. Mai 1873, 3. 108 R. G. Bl. 
gerechtfertigt. Denn vom Standpunkte der erſteren Auslegung kann 
nicht unbemerkt bleiben, daß zur wirkſamen Vorkehrung gegen Arbeits⸗ 
ſcheue und Landſtreicher in den §§ 1, 2 und 10 des gedachten Ge— 
ſetzes drei verſchiedenartige Handlungen und Unterlaffungen ſolcher 
Perſonen als der ſtrafgerichtlichen Ahndung verfallene Uebertretungs⸗ 
fälle feftgeftellt, und daß dieſen drei Uebertretungen im § 13 obigen 
Geſetzes noch zwei weitere, bereits im allgemeinen Strafgeſetze ver⸗ 
pönte Uebertretungen, nämlich jene der gewerbsmäßigen Unzucht 
§§ 509 und 510, dann die Uebertretung des Bettelns §§ 517 und 
519 St. G. coordinirt angereiht werden, daß endlich der bezogene 
§ 13 nur tarativ aufzählend beſtimmt, daß gegen arbeitsſcheue Per⸗ 
ſonen, welche fich der in den $$ 1, 2 und 10 obigen Geſetzes be⸗ 
zeichneten Uebertretungen, oder der Uebertretung der gewerbsmäßigen 
Unzucht, oder jener des Bettelns ſchuldig machen, vom Strafgerichte 
auch die Zuläſſigkeit ihrer Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt 
ausgeſprochen werden könne. Falls jedoch der Geſetzgeber in der Ter⸗ 
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tirung des § 13 nebſt der taxativen Aufzählung der fünf zumeiſt auf gleicher 
Neigung und gleicher Triebfeder beruhenden und gleich gemeinſchaͤd— 
lichen daher auch coordinirten Uebertretungen, und nebft der Feſt⸗ 
ſtellung der gegen diefelben gleich zuläſſigen zwangsweiſen Detention 
auch eine graduelle Untertheilung der gedachten Uebertretungen und 
der dagegen zuläſſigen Präventiven —, falls er insbeſondere die An⸗ 
ordnung beabſichtigt hätte, daß die in den §§ 1, 2 und 10 des Ge— 
ſetzes vom 10. Mai 1873, 3. 108 bezeichneten Uebertretungen nicht 
vereinzelt, ſondern nur im Falle ihres Zuſammentreffens die Zuläſſigkeit 
der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt zur Folge haben ſollen, 
dann wäre dieſe graduelle Sonderung in einem eigenen Abſate klar 
ausgeſprochen, oder der erſte Abſatz des § 13 ſicher dahin tertirt 
worden, daß nur gegen jene arbeitsſcheuen Perſonen, welche ſich aller 
drei in den $$ 1, 2 und 10 obigen Geſetzes bezeichneten Uebertre— 
tungen ꝛc. ſchuldig machen, vom Strafgerichte die Zuläſſigkeit ihrer 
Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt ausgeſprochen werden könne. 
— Nachdem jedoch weder Eines noch das Andere geſchah, fo kann 
der landesgerichtliche Beſchluß ſchon nach dem Wortlaute und nach 
der grammatikaliſchen Auslegung des Geſetzes als in letzterem ger 
gründet nicht anerkannt werden. Noch minder berechtigt aber erſcheint 
der angefochtene Beſchluß vom Standpunkte der logiſchen Auslegung, 
der Prüfung des Geiſtes und Zweckes obigen Geſetzes. Denn letzteres 
enthält polizeiſtrafrechtliche Beſtimmungen, durch welche die öffentliche 
Sicherheit nicht nur ſtrafrechtlich, ſondern auch polizeilich vorkehrend 
geſchützt, und insbeſondere der Arbeitsſcheue, der beſchäftigungsloſen 
Landſtreicherei und den daraus beſorglichen Folgen rechtzeitig und 
kräftig vorgebeugt werden ſoll. Dieſer Zweck des Geſetzes iſt jedoch 
mit einem günſtigen und mehr allſeitig entſprechenden Erfolge nur 
dann zu erreichen, wenn in jedem concreten Falle die ſpecielle Trieb: 
feder, die mehr oder minder eingewurzelte Neigung, überhaupt die 
ganze aus dem Vorleben ſolcher Perſonen vortretende Individualität 
ſtets genau erfaßt, und die der mehreren oder minderen Gefährlichkeit 
entſprechende Vorkehrung in einem gerechten Verhältniſſe — jedoch 
immer vorausſichtlich ausreichend angewendet wird. — Bei dieſem 
Vorgange wird der Richter alsbald die Ueberzeugung gewinnen, daß 
bei minder gefährlichen Perſonen, auch wenn ſie wegen aller drei, in 
den §8 1, 2 und 10 des Geſetzes vom 10. Mai 1873 bezeichneten 
Uebertretungen bereits abgeſtraft worden ſind, der Ausſpruch auf deren 
Anhaltung in einer Zwangsarbeits⸗Anſtalt nicht immer nothwendig —, 
daß hingegen gegen unverbeſſerliche Gewohnheitsdiebe und andere der⸗ 
lei gefährliche Verbrecher, auch wenn ſie wegen der einen oder an— 
deren obgedachten Uebertretungen noch nicht abgeſtraft worden wären, 
der Ausſpruch auf deren zwangsweise Detention mitunter unbedingt 
und dringend erforderlich iſt. Eben deshalb wurde der Richter 
zum Ausſpruche auf Zuläſſigkeit der in den §§ 4 und 13 obigen Ge⸗ 
ſetzes beſprochenen polizeilichen Vorkehrungen auch im Falle Vorhanden⸗ 
ſeins der objectiven geſetzlichen Erforderniſſe nicht verpflichtet, ſondern 
die Beurtheilung der Nothwendigkeit der einen oder anderen Vor⸗ 
kehrung nur ſeiner reifen richterlichen Erwägung überlaſſen. Dieſe 
wäre jedoch zu engherzig und einſeitig, wenn der Richter auch wider 
den gefährlichſten Verbrecher den Ausſpruch auf deſſen Anhaltung in 
einer Zwangsarbeitsanſtalt lediglich aus dem Grunde ablehnen würde, 
weil dieſer Verbrecher wegen der einen oder anderen in den SS 1, 
2 und 10 obgedachten Geſetzes bezeichneten Uebertretungen zufällig 
noch nicht abgeſtraft worden iſt. Nachdem ſohin eine derartige Aus⸗ 
legung auch im Geiſte und Sinne des Geſetzes keine Berechtigung 
findet, und in dem Willen des Geſetzgebers ſicher nicht gelegen iſt, 
ſo war wie oben zu erkennen. In eine Beurtheilung der Frage, ob 
bei richtiger Auwendung des Geſetzes wider den einen oder anderen 
der vier Angeklagten bezüglich der Zuläfſigkeit der Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanſtalt ein anderer Ausſpruch hätte erfolgen ſollen, 
wurde deshalb nicht eingegangen, weil ein diesbezüglicher Beſchluß 
nach § 292 St. P. O. den Angeklagten gegenüber ohnehin ohne 
rechtliche Wirkung wäre“. Ger.⸗Ztg. 


Urkunden, von der k. k. Finanzprocuratur noe. des Aerars ausge: 

ſtellt, ſind als öffentliche Urkunden anzuſeben und bedürfen nicht 

der Legaliſirung der Unterſchrift des Vorſtehers dieſer Behörde. 
(§ 31 G. G.) 


Von dem k. k. Bezirksgerichte Kindberg wurde mit Beſcheid 
vom 20. September 1873, 3. 2881 das Geſuch der Eheleute Johann 
und Anna R. um Einverleibung der Löſchung des zu Gunſten des 
Eiſenbahnärars zur Sicherſtellung einer Theilzahlung von 200 fl. 
C. M. ſammt Nebenverbindlichkeiten bei der Realität Nr. 95 ad 
Hohenwang haftenden Pfandrechtes abgeſchlagen, weil auf der von 
der k. k. Finanzprocuratur in Graz noe. des Eiſenbahnärars aus⸗ 
geſtellten Löſchungsbewilligung die Unterſchrift des Vorſtehers dieſer 
Behörde nicht gerichtlich oder notariell beglaubiget war. 

Auf Recurs der k. k. Finanzprocuratur hat das k. k. Ober⸗ 
landesgericht in Graz mit Entſcheidung vom 13. Februar 1874, 
8. 1658 in Abänderung des erſtrichterlichen Beſcheides dem im Ge 
ſuche geſteſlen Segehren ſtattgegeben und zwar in der Erwägung, 
daß die von der k. k. Finanzprocuratur noe. des k. k. Eiſenbahnärars 
unter dem 7. Anguſt 1873 ausgeſtellte Löſchungsbewilligung im Sinne 
des § 31 G. G. einer Legaliſirung der Unterſchrift des Vorſtehers 
dieſer Behörde gar nicht bedarf, weil eben dieſe Löſchungsbewilligung 
nicht als eine Privaturkunde, ſondern im Sinne des § 112 a. G. O. 
als eine öffentliche Urkunde angeſehen werden muß, da ſie von einer 
zur Vertretung des Aerars berufenen k. k. Behörde, ſomit in Amts⸗ 
ſachen ausgeſtellt worden iſt. Ger.⸗Ztg. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. 
1. 


Das erſte Heft behandelt die Rubrik „Flächeninhalt, Bevölkerung, Wohnorte, 
Bewegung der Bevölkerung“ auf 63 Seiten. Im Vorjahre waren dieſem Abſchnitte 
45 Seiten gewidmet, es hat ſomit gegen Erwarten eine Erweiterung des Umfanges 
ſtattgefunden. Der geringe Raumgewinn durch die Weglaſſung des Nach weiſes über 
die Aus⸗ und Einwanderungen (1 Seite) wird weitaus überwogen durch die neu 
aufgenommenen Verzeichniſſe der Ortsgemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern 
(4 Seiten), der Bevölkerung vom 31. December 1869 nach Religion und Stand, 
dann der Civilbevölkerung nach Beruf und Beſchäftigung (je 2 Seiten), vor allem 
aber durch die Zergliederung der Trauungen, Geburten und Sterbefälle nach Bezir⸗ 
ken (10 Seiten). 

Greifen wir nun Einiges aus dem Inhalte heraus. 

Die Daten im erſten Theile dieſes Abſchnittes (Area, abfolute und relative 
Bevölkerung) wiederholen ſich ſelbſtverſtändlich in der Regel, nämlich in allen 
Jahrbüchern, welche nicht die Reſultate neuer Volkszählungen in ſich aufzunehmen 
haben. Das vorliegende Jahrbuch hat aber doch aus einem anderen Grunde in den 
ſtereotypen Juhalt Abwechslung gebracht, es hat nämlich die Berechnung der Gebiets⸗ 
einheiten nach dem metriſchen Maße durchgeführt und die öſterreichiſche Quadrat⸗ 
meile, welche im letzten Jahre die geographiſche nicht mehr neben ſich geduldet hatte, 
hat der letzteren vollſtändig Platz gemacht. Sodann hat die Stadtgemeinde Roveredo 
auf Grund ihres ſeit 30. Juli 1870 wirkſamen eigenen Statuts, und die erſt durch 
die a. h. Entſchließung vom 12. Mai 1873 geſchaffene Bezirkshauptmannſchaft 
Gröbming in Steiermark eine geſonderte Heimſtätte gefunden, endlich ſind die Gebiete 
der Statthaltereien von Innsbruck und Trieſt in ihre ſtaatsrechtlichen Beſtandtheile 
zerlegt. Das Jahrbuch theilt demnach das weſtöſterreichiſche Territorium, welches es 
auf nahezu 5452 geogr. Quadratmeilen oder ungefähr 300.000 Quadratkilometer 
berechnet, zunächſt in 17 Gebiete höherer und ferners in 354 unterer Ordnung, näm, 
lich in jene von 29 eremten Staͤdten und von 325 Bezirkshauptmannſchaften. Was 
die Zahl der Städte mit eigenem Statut betrifft, welche fortwährend wächſt, fo laßt 
ſich dieſelbe von Jahr zu Jahr mit Gewißheit nur aus den fünfzehn Landesgeſeßz⸗ 
blättern feftſtellen, in welchen die neuen Ortsſtatute als Landesgeſetze kundgemacht 
werden; die Zahl 29, welche das Jahrbuch aufweist, ſtimmt mit deu Angaben der 
Ortsrepertorien überein, denn an die Stelle von Zara, dem das Jahrbuch als einer 
Landeshauptſtadt eine geſonderte Stelle auweist, »bwohl es ſich eines eigenen 
Statuts nicht erfreut, tritt einfach Rovigno, dem ein ſolches durch Landesgeſetz vom 
30. December 1869 verliehen wurde. Dieſen Daten zufolge fehlt eine Stadt mit 
eigenem Statut nur in Vorarlberg und Dalmatien, in den übrigen Ländern beſitzen 
die Reſidenzen der Landtage dieſes Privileg (nur in Iſtrien iſt es anders) und anßer⸗ 
dem 14 der übrigen Stäbte (Wiener. Nenſtadt, Waidhofen a. d. Ybbs, Steyr, Mar⸗ 
burg, Cilll, Bozen, Roveredo, Trient, Reichenberg, Olmütz, Iglau, Ung.-Hradiſch 
Znaim, Krakau). Dieſe Zahl tt eine ſehr geringe, wenn man bedenkt, daß das Jahr⸗ 
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buch 21.800 Ortsgemeinden kennt und die Cataſtralgemeinden ſogar nahezu die 
Ziffer 55.000 erreichen. Die Exemtionen der Gutsgebiete Galiziens und der Bukowina 
aus dem ländlichen Gemeindeverbande ſtehen zu den ſtädtiſchen Exemtionen außer 
allem Verhältniſſe, denn die Zahl derſelben kommt in Galizien 44 und in der Buko⸗ 
wina 41 Percent ſämmtlicher ländlichen Cataſtralgemeinden gleich. Ja ſelbſt dann, 
wenn wir bloß die Städte ins Auge faſſen, ſo verſchwinden die 29 mit eigenem 
Statut neben den 709, welche dem Gemeindegeſetze unterthan ind. Nichtsdeſtoweni⸗ 
ger beruht dieſe ſo wenigen zugedachte autonome Stellung durchaus nicht immer auf 
der hervorragenden Bedeutung der betreffenden Städte, manche derſelben (Waidhofen 
d. d. Jbbs, Cilli, Ung.⸗Hradiſch) kommen unter den 246 Ortsgemeinden, welchen das Jahr⸗ 
buch mehr als 5000 Einwohner zuerfeunt, gar nicht vor, und von den 26, welche aller⸗ 
dings unter dieſe Ortſchaften gehören, werden manche von nicht exemten an Größe weit: 
aus übertroffen. So ſteht Wr.⸗Neuſtadt hinter vier Vororten Wiens zurück, Rovigno iſt 
in der Reihe der iſtrianiſchen Ortsgemeinden die ſiebente. Reichenberg iſt von Pilſen, 
Olmütz von Proßnitz, Znaim von Sternberg überholt, und über 60 der nicht exemten 
Ortsgemeinden Oeſterreichs kommen z. B. Roveredo mindeſtens gleich. Wir haben es 
demnach mit rein individueller Rechtsbildung zu thun, deren Unterlage zumeiſt eine 
hiſtoriſche iſt. In Trieſt entwickelt ſich dieſelbe zur auffälligſten Eigenthümlichkeit, 
nämlich zu einem communalen Körper mit legislativer Competenz, obwohl die Be— 
völkerung der Stadt nicht viel über ein Fünftel jener des küſtenländiſchen Statthal⸗ 
tereigebietes beträgt und von den Landesterritorien nur jenes Vorarlbergs überragt 
(123.000 gegen 102.600). Wenn dieſe Entwicklung nicht aus anderen Gründen als 
eine abgeſchloſſene zu betrachten iſt, wenn die Loslöſung von dem Landesverbände ſpe⸗ 
ciell bei einzelnen Städten noch ferner denkbar iſt, dann kann ſie bei Wien nur die 
Frage einer nicht zu weiten Zukunft ſein. Schon 1869 ging Wien (im engeren Sinne) 
mit feinen 608.000 Einwohnern 10 Landtagsgebieten an Vokkszahl vor. Faßt man 
nicht einmal den ganzen Polizeirayon, ſondern nur Wien mit feinen nächſten Vor⸗ 
orten ins Auge, welche dem Schickſale der Einverleibung nicht entgehen können, ſo 
erhält man eine Commune, volkreicher jedenfalls als Ober-Oeſterreich, vielleich ſogar 
als Tirol. Die nächſte Volkszählung wird lehren, wie weit dieſelbe dann noch hinter 
Steiermark oder dem flachen Lande von Niederöfterreich zurückſtehen kann, die zweite 
und dritte, wie weit es dieſe Gebiete zurückgelaſſen hat, und dann wird das Tren- 
nungsſtreben des großſtädtiſchen Elements von dem ländlichen ein ganz gewal⸗ 
tiges ſein. 

Die Zahl und Abgrenzung der Bezirkshauptmanuſchaften ſtimmt mit jener, 
welche die politiſche Eintheilung des Jahres 1868 geſchaffen, faſt durchwegs überein, 
nur hie und da hat eine Abhilfe ſchretender localer Uebelſtände ftattgefunden, jo jüngſt 
durch die Auftheilung des 59 Quadratmeilen umſpannenden Bezirkes von Lfezen auf 
zwe; Gebiete. Mit Ausnahme von Trieſt enthält auch das kleinſte Landesgebiet mehrere 
Bezirkshauptmannſchaften, Vorarlberg 3, Görz und Salzburg je 4, Iſtrien 6, Schle⸗ 
ſien und Kärnten je 7, die Bukowina 8 u. f w.; derLandespräſident von Salzburg hat dem: 
zufolge nur 4, der Statthalter des Küftenlandes 10 Bezirkshauptleute unter ſich, während 
die Statthalter von Galizien und Böhmen 74 und 89 Bezirke ohne ausgebildete Zwiſchen⸗ 
inſtanz regieren. Das Jahrbuch berechnet das Gebiet der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder auf 5452 Geviertmeilen oder 300.000 Quadratkilometer, 
der Flächeninhalt eines politiſchen Bezirkes iſt ſomit im Durchſchnſtte durch die Ziffern 
16:7 G.⸗M. oder 921 Q.⸗K. ausgedrückt. In Salzburg und Kärnten, in der Buko⸗ 
wing, in Tirol und Steiermark iſt die Durchſchnittsgröße die bedeutendſte 32 —21 
G.⸗M. oder 1800 - 1200 Q.⸗K.), im Küftenlande und in den Sudetenländern ſinkt 
fie hingegen unter 14, in Böhmen fogar unter 11 Geviertmeilen (800 und 600 Q.⸗K. ) 
herab. Man hat offenbar ein gewiſſes Gleichmaß der Bevölkerung als den ausſchlag⸗ 
gebenden Factor bei der politiſchen Eintheilung betrachtet, denn hienach ſind die 
ſchärfſten Gegenſätze Salzburg mit 33.000, Halizien und Niederöſterreich mit über 
70.000 Bezirksgenoſſen, während Böhmen ſich etwas unter, Mähren gleich der Bu⸗ 
kowina etwas über dem Mittel von 57.000 hält. Mehr noch als dieſe provinziellen 
Unterſchiede fallen aber die individuellen ins Auge. 53 Bezirke der Sudeten-, 3 der 
Karpathenländer, 2 in Nieder-, 4 in Inneröſterreich, 3 in Tirol-Vorarlberg, zuſammen 
alſo 65 von 325 umfaſſeu nicht einmal zehn Meilen ins Gevierte, 28 hingegen (19 
in den Alpen⸗, 8 in den Karpathenländern, 1 in Dalmatien), meſſen deren über 
dreißig; ſo erſcheinen z. B. Aſch, Gablonz und Moldautein mit nicht einmal fünf 
und hinwiederum Meran, Dolina (Galizien), Zell am See, Spital mit 44, 46, 48 
und 50 Quadratmeilen bedacht. Die Bezirke von Zell am See und Spital 
ſind demnach umfangreicher als das Land Vorarlberg und der Bezirk von 
Lietzen in der Ausdehnung von 1972 war größer als die Grafſchaft Görz und 
Gradisca; andere hinwiederum übertreffen nicht einmal die Durchſchnitts ande 
dehnung eines öſterreichiſchen Bezirksgerichtsſprengels, wie ja auch Aſch, Moldau⸗ 
tein u. a. thatſächlich mit einem ſolchen zuſammenfallen. Von dieſem Geſichtspunkt in⸗ 
dividueller Geſtaltung ſtellen ſich auch die Unterſchtede der Volkszahl in den einzelnen 
Bezirken als ſehr bedentend dar. Ein Drittel derſelben bewegt ſich zwar in den Mittel- 
ziffern von 40 — 60.000, 43 Percent gehen aber über dieſe hinaus und 22 bleiben 
deſſen Wohnſitz vom Sitze des Schwurgerichtes mehr als eine Meile entfernt iſt, eine 
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hinter denf. ben zurück. Neben Ampezzo mit nicht ganz 6000, neben Tamsweg, Her⸗ 
magor, Primiero, Reutte, Moldautein und Curzola mit 10— 20.000 Inſaſſen können 
wir 13 Bezirkshauptmannſchaften ſtellen, welche über die Hunderttauſend hinanſteigen, 
es ſind dies ſicherlich Gegenſätze frappanter Art. Nicht nur die Bezirke Sechshaus und 
Hernals, Karolinenthal und Smichow, welche die Vororte Wiens und Prags in ſich 
ſchließen, nicht nur die Bezirke Umgebung Graz und Brünn gehören hieher, ſondern 
desgleichen Cilli, Teſchen, Jiein und noch vier galiziſche Bezirke. Dreizehn Bezirks⸗ 
hauptleute verwalten demnach ein Territorium, welches volkreicher iſt als Vorarlberg, 
nahezu ſo viele Bewohner umfaßt als der Sprengel des Landespräſidenten von Salz⸗ 
burg. Ein Thema voll der anregendſten Geſichtspunkte entfaltet ſich bei dieſer Frage 
der Gliederung des Staatsgebiets. Wir halten ſie für eine in Oeſterreich weder theo» 
retiſch genügend geprüfte noch für eine trotz aller Verſuche praktiſch endgiltig gelöste, 
trotzdem müſſen wir es uns verſagen, hier näher auf dieſelbe einzugehen, ganz abge⸗ 
ſehen davon, daß wir mit einer ſtatiſtiſchen Erörterung ſie nimmer zu erſchöpfen 
ver möchten. 

Die Bevölkerung der geſammten diesſeitigen Reichshälfte umfaßte nach der 
Volkszählung vom 31. December 1869 (ohne die Armee) über 20, 200.000, (mit der⸗ 
ſelben) nahezu 20,400.000 Menſchen. Durch die Zurechnung des aus den beiden letzten 
Zählungen ſich ergebenden durchſchnittlichen Zuwachspereentes, nicht, wie früher durch 
die Zurechnung des Ueberſchuſſes der Geborenen über die Geſtorbenen, ſtellt das 
Bureau die effective Bevölkerung für das Ende des Jahres 

1870 auf 20.385.498, 

1871 auf 20,555.370, 

1872 auf 20, 727.164, 

1873 auf 20,974.64 5 
Menſchen feft; bei ungeſtörtem Fortſchritt wäre es demnach zu erwarten, daß wir bis 
zum Jahre 1880 die 22. Million weit überholten. 

Was das Heft des Weiteren bringt, die Zergliederung der Bevölkerung nach 
Religion und Stand, nach Beruf und Beſchäftigung, die Darſtellung ihrer Bewegung, 
iſt eigentlich das Neue, ſei es für das Jahrbuch überhaupt oder durch den gegen die 
Vorjahre nothwendig wechfelnden Inhalt. Trotz der hervorragenden ſtatiſtiſchen Wich⸗ 
tigkeit dieſer Mittheilungen müſſen wir aber auf eine Verarbeitung derſelben an dieſer 
Stelle verzichten; ir wollen nächſtens nur noch der anderen Hefte kürzer oder länger 
gedenken, je nachdem ihr Stoff mit den Aufgaben der Verwaltung in näherem oder 
fernerem Zuſammenhange ſteht. H. C. H. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Juſtizwiniſteriums vom 26. April 1874, 3. 2951 an ſämmtliche k. 

k. Oberlandesgerichte, betreffend die Vertheilung der Reiſekoſten⸗Eutſchädigungen 

der Geſchwornen auf die erſatzpflichtigen Verurtheilten und über die Bemeſſung 
dieſer Entſchädigungen. 


Das Juſtizminiſterium iſt durch die Berichte einiger Oberlandesgerichtsprä⸗ 
ſidien in die Kenntniß gelangt, daß in Betreff der Bemeſſung der den Geſchwornen, 
deren Wohnſitz weiter als eine Meile vom Orte des Schwurgerichtes entfernt iſt, nach 
$ 25 des Geſetzes vom 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 121 und $ 41 der Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 19. November 1873, R. G. Bl. Nr. 152 gebührenden 
Reiſekoſten⸗Entſchädigung dann der Vertheilung ſolcher Koſtenbeträge auf die Erſatz⸗ 
pflichtigen, bei den Gerichten eine verſchiedene Auffaſſung und Uebung zu Tage ge⸗ 
treten iſt. 

Während nämlich einzelne Gerichte die im § 41 der bezogenen Verordnung 
feſtgeſetzte Reiſekoſten⸗Entſchädigung von einem Gulden für jede Wegſtunde nach der 
Zahl der Wegſtunden bemeſſen, auf welche der Wohnſitz eines Geſchwornen vom 
Schwurgerichtsſitze entfernt ißt, ohne auf die nach Verſchiedenheit der Reiſegelegenheit 
wirklich verwendete Zeit des Hin⸗ und Rückweges Rückſicht zu nehmen, glauben wieder 
andere in den Fallen, in welchen zwiſchen dem Wohnſitze des Geſchwornen und dem 
Sitze des Schwurgerichtes eine Eiſenbahnverbindung beſteht, die Zahl der Eiſenbahn⸗ 
fahrſtunden und nicht die Zahl der gewöhnlichen Wegſtunden dieſer Bemeſſung zu 
Grunde legen zu ſollen. 

Ferner iſt es bei einigen Gerichten vorgekommen, daß ſie bei einer längeren 
Dauer der Schwurgerichtsſitzung denjenigen Geſchwornen, welche aus Anlaß ihrer 
Amtsverrichtung mehr als einmal die Reiſe von ihrem Wohnfige an den Sitz des 
Schwurgerichtes und zurück gemacht haben, für jede ſolche Hin und Rückreiſe die nach 
den obigen Vorſchriften entfallende Reiſekoſten⸗Entſchädigung zugeſprochen haben. 

Das Juſtizminiſterium ſieht ſich durch dieſe verſchiedenartige Vorgangsweiſe 
veranlaßt, darauf aufmerkſam zu machen, daß nach dem Wortlaute der citirten Ge— 
ſetzesbeſtimmungen einem Geſchwornen, weicher ſeine Obliegenheit erfüllt hat und 
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Reiſekoſten⸗Entſchädigung von einem Gulden für jede Weg⸗ (Geh-) Stunde ſowohl 
des Hin⸗ als auch des Rückweges und zwar ohne Rückſicht auf eine etwa beſtehende 
Eiſenbahnverbindung gebühre, daß jedoch dieſe Gebühr aus Anlaß einer Schwur⸗ 
gerichtsſitzung ($ 297 St. P. O.) nur einmal zu erfolgen ſei, gleichviel ob der betref⸗ 
fende Geſchworne die Reife von feinem Wohnſitze zum Sitze des Schwurgerichtes und 
zurück während der Sitzungsperiode ein- oder mehrmal zurückgelegt hat 

Dagegen liegt es nahe, daß den zur Ausübung des Geſchwornenamtes beru⸗ 
fenen Perſonen, beſonders denjenigen von ihnen, deren Wohnſitz vom Schwurgerichts⸗ 
ſitze entfernt iſt, die Erfüllung ihrer Obliegenheiten thunlichſt zu erleichtern iſt und 
daß daher den Vorſitzenden der Schwurgerichte obliegt, dafür zu ſorgen, daß vor die. 
ſelbe Schwurgerichtsſitzung verwleſene Anklagen, ſoweit nur möglich, in unmittel⸗ 
barer und raſcher Aufeinanderfolge zur Verhandlung gebracht und die in die Dienſt⸗ 
liſte eingetragenen Geſchwornen nicht durch vermeidliche längere Unterbrechungen 
ihrer Thätigkeit zu Zwiſchenreiſen in die Heimat veranlaßt werden. 

Bei dem Juſtizminiſterium iſt auch die Frage angeregt worden, in welcher 
Weiſe die anläßlich einer Schwurgerichtsſitzung aufgelaufenen Reiſekoſten der Ge⸗ 
ſchwornen, deren Erſatz nach $$ 381 und 389 St. P. O. den während der betreffen⸗ 
den Sitzungsperiode auf Grund des Ausſpruches der Geſchwornen verurtheilten Per- 
ſonen, eventuell nach § 390 St. P. O. den Privatanklägern und Privatbetheiligten 
obliegt, auf die Erſappflichtigen zu vertheilen ſeien, namenttich ob dieſe Vertheilung 
nach der Zahl der Straffälle oder der Verhandlungstage ſtattzufinden habe. 

Das Juſtizminiſterium pflichtet zwar ſeinerſeits der Anſicht bei, daß es der 
Natur der Sache und der Billigkeit in gleichem Maße entſpreche, dieſe Reiſekoſten 
auf die einzelnen zur Verhandlung gelangten Straffälle gleichmäßig zu vertheilen; im 
Hinblick jedoch auf die Vorſchrift der $$ 389 und 391 St. P. O., wodurch die Ent⸗ 
ſcheidung über den Erſatz der Koſten des Strafverfahrens den Gerichten zugewieſen 
wurde, ift das Juſtizminiſterium nicht in der Lage, in dieſer Richtung eine Weiſung 
zu ertheilen, ſondern muß es den Gerichten überlaſſen, das beſtehende Geſetz in der 
Anwendung ſelbſtſtändig zu interpretireu. 

Das k. k. Oberlandesgericht wird erſucht, von dem Inhalte dieſes Erlaſſes die 
unterſtehenden Gerichtshöfe zu verſtändigen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalter von Mähren Ludwig Freih. Poßiu⸗ 
ger v. Choborski die Würde eines geheimen Rathes tarfrei verltehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath und Protokollsführer im Miniſter⸗ 
rathe Ernſt Ritter von Weber ⸗Ebenhof zum Sectionschef im Ackerbauminiſte⸗ 
rium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Leopold Ritter von Groſſer 
zum Hofrathe bei der küſtenländiſchen Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben den bei der dalmatiniſchen Statthalterei in Verwen⸗ 
dung ſtehenden Sectionsrath extra statum des Miniſteriums des Innern Dr. Victor 
Pozzi zum Hofrathe bei der genannten Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des Hofrathes der o. ö. Statthalterei 
Ignaz Ritter von Schurda auf eine Miniſterialrathsſtelle im Miniſterium des In⸗ 
nern genehmigt und die hiedurch erledigte Hofrathsſtelle bei der öſterr. Statthalterei 
dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Regierungsrathe der kraine⸗ 
riſchen Landesregierung Lothar Fürſten von Metterni ch⸗Winneburg verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe der küſtenländiſchen Statthalterei D. 
Gabriel Ritter von Jenny anläßlich deſſen Penſionirung den Stern zum Komthur⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Anton Ritter v. N 
vertreter des kaiſerlichen Bankcommiſſärs ernannt. 

Seine Majeſtät haben dein oberſten Arzte der Wiener Sicherheitswache Dr. 
Wenzel Ferroni Edlen von Eiſenkron tarfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes 
verliehen. 


ie bauer zum Stell⸗ 


Seine Majeftät haben dem Hilfsämter⸗Vorſteher Adolf Pauly in Brür an- 
läßlich deſſen Penſtonirung das goldeue Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Ignaz Boukal zum 


Bezirkshauptmann in Böhmen ernannt. 
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Erledigungen. 


Commiſſärsſtelle bei der k. k. Telegraphendireetion in Brünn mit der neun— 
ten Rangsclaſſe bis 22. Juli (Amtsblatt Nr. 148). 

Conceptsprakticantenſtelle bei der Laibacher 
jutum bis 24. Auguſt (Amtsblatt Nr. 149). 

Controlorsſtelle bei dem Central⸗Stempel⸗Marken-Verſchleiß⸗Magazine und 
Stempelamte in Wien in der neunten Rangsclaſfe gegen Caution eventuell eine Offi⸗ 
cials⸗ oder Aſſiſtentenſtelle in der zehnten oder eilften Rangselaſſe bio 25. Juli (Amts⸗ 
blatt Nr. 149). i 

Coceptsadjunctenſtelle bei dem mähriſchen Landesausſchuſſe mit 700 fl. Gehalt, 
Quinquennalzulage von 200 fl. und Quartiergeldbeitrag von 90 fl. bis Ende Juli. 
(Amtsblatt Nr. 151.) N 

Bezirkscommiſſärsſtelle für Böhmen mit der neunten Rangsciaſſe, bis 
15. Juli. (Amtsblatt Nr. 151.) 


Finanz⸗Direction mit 600 fl. Ad⸗ 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


